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4.	Problemlose Verwendung der B 2110? –  
Die Haftung des Technikers/Planers  
für die Vertragsgestaltung in der Vergabe

4.1. Vorwort

Der Beitrag befasst sich mit Fragen der Haftung des Ar-
chitekten (Planers) für die Vertragsgestaltung im Zuge der 
Vergabe von Bauaufträgen. Die Relevanz des Themas ist 
nicht von der Hand zu weisen: In der Mehrzahl der Fäl-
le werden die zur Anwendung gelangenden Vertragsbe-
standteile nicht von ausgebildeten und befugten Juristen 
abgefasst, sondern es obliegt den mit der technischen Pla-
nung Beauftragten, (auch) diese Teile der Ausschreibung 
zu erstellen.15

Inhalt des Beitrags ist eine Untersuchung der Aufgaben, 
welche der Planer anlässlich der Mitwirkung an der Verga-
be übernimmt. Soweit dazu vertragsgestaltende Tätigkeiten 
zählen, werden die Leistungspflichten des Planers näher 
beleuchtet und es wird eine Einordnung der Leistungen in 
das System des österreichischen Haftpflichtrechts vorge-
nommen. Zu diesem Zweck sollen die relevanten Rechts-
gebiete und Vorschriften sowie die Beziehungen zwischen 
den Beteiligten – Planer, AG und AN (Bieter) – dargestellt 
werden. Beispiele sollen die Haftungsfolgen aufzeigen, die 
sich an Fehler bei der Erstellung der rechtlichen Teile der 
Ausschreibung knüpfen können. Besonderes Augenmerk 
wird auf die Grenzen der zulässigen Vertragsgestaltung 
durch den Planer gelegt.

4.2. Rechtliche Dimensionen der Planung?

Anforderungen an die Projektplanung werden naturgemäß 
in funktionaler, technischer Hinsicht gestellt. Eine ein-
wandfreie Planung hat zugleich rechtliche Dimensionen. 
Letztere werden in der Praxis zumeist mit der Erstellung 
genehmigungsfähiger Einreichpläne bzw einer solchen 
(umfassenden) Planung gleichgesetzt, welche einen rei-
bungslosen Bauablauf oder die Erlangung behördlicher 
Bewilligungen gewährleisten soll.

Wenig Beachtung fand in der heimischen Fachwelt bis-
lang der Umstand, dass Planungsleistungen, abgesehen 
von der Frage nach dem geschuldeten Werkerfolg,16 einen 
weiterreichenden Bezug zur Rechtsbeziehung des AG im 

Verhältnis zu den ausführenden AN (Bietern) aufweisen. 
Verpflichtet sich der Planer nämlich zur Mitwirkung an der 
Vergabe (Erstellung der Ausschreibungsunterlagen), folgt 
daraus – wie zu zeigen sein wird – eine Verpflichtung zur 
„rechtlichen“ oder „bauvertraglichen“ Planung des Pro-
jekts. Der Planer ist damit nicht nur für die Bereitstellung 
eines umsetzungsfähigen Konzepts im vorhin erwähnten 
Sinn verantwortlich. Ihm ist ebenso die Gestaltung des 
(vertraglichen) Rechtsverhältnisses zwischen dem AG und 
dem späteren AN übertragen. Dass eine eingehende Aus-
einandersetzung mit dem Thema noch nicht stattgefunden 
hat und höchstgerichtliche Rechtsprechung dazu in Öster-
reich fehlt,17 überrascht. Denn es ist durchaus üblich, dass 
von einem Planer/Architekten im Zuge der Projektvorberei-
tung Vertragsbestandteile erstellt werden.

4.3. Haftungspotenzial

Bei näherer Betrachtung zeigen sich die mit der Erstellung 
der Vertragsbestandteile einhergehenden Haftungsrisiken. 
Sie sind Folge des komplexen rechtlichen Umfelds, inner-
halb dessen sich der Planer unweigerlich bewegt. Diesem 
sind die privatrechtlichen Beziehungen zwischen ihm und 
dem AG bzw dem AG und dem AN (Bieter) ebenso zu-
zuzählen wie allgemein-zivilrechtliche Normen und Vor-
schriften, die Teil des öffentlichen Rechts sind (zu denken 
ist allen voran an das weite Feld des Vergaberechts nach 
Maßgabe des BVergG 2006).

Eine Verantwortlichkeit des Planers besteht gegenüber 
dem AG als seinem unmittelbaren Vertragspartner. Er-
füllt der Planer die von ihm übernommenen Pflichten bloß 
mangelhaft und entsteht dem AG deshalb ein Schaden, 
wird er diesem gegenüber ersatzpflichtig.

Rechtliche Unzulänglichkeiten der Ausschreibung können 
sich negativ auf das Vermögen Dritter, namentlich der am 
Vergabeverfahren teilnehmenden Bieter oder desjenigen 
auswirken, der den Zuschlag erhält. Fraglich und bislang 
völlig unerörtert geblieben ist, ob und in welchen Konstel-
lationen auch sie vom Planer Ersatz verlangen könnten.

Nicht unerwähnt bleiben darf, dass die österreichische und 
andere Rechtsordnungen ein striktes „Beratungsmonopol“ 
zugunsten der Angehörigen der rechtsberatenden Be-
rufe (Rechtsanwälte) vorsehen. Hierunter fällt nach herr-
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schender Ansicht auch die berufsmäßige Verfassung von 
Vertragsurkunden. Zwar lässt das Gesetz die Erbringung 
rechtsberatender Leistungen durch Angehörige anderer 
Berufsgruppen zu, doch läuft gerade der Planer Gefahr, 
mit der Gestaltung der rechtlichen Teile der Ausschreibung 
in dieses „Monopol“ einzugreifen und die Grenzen seiner 
Befugnis zu überschreiten.

4.4.	 Haftung im Rahmen zulässiger Vertragsgestaltung

4.4.1.	 Das „Kunststück“ der zulässigen 
Vertragsgestaltung

Im Zusammenhang mit der Vergabe von Bauleistungen 
trifft den Planer die Pflicht, ausschreibungsreife Leistungs-
verzeichnisse (im Folgenden: LV) zu erstellen. Diese sol-
len die Grundlage für einen Bauvertrag mit eindeutigem 
Inhalt bilden, in dem nicht nur eine exakte Beschreibung 
der vom AN geschuldeten Leistungen (Leistungsbeschrei-
bung) enthalten sein soll, sondern welcher die rechtlichen 
Aspekte der Durchführung des Bauvorhabens insgesamt 
berücksichtigt.

Da es dem Architekten/Planer verwehrt ist, eigenständig 
Vertragsbestimmungen zu entwerfen, stellt sich die Frage, 
wie er seinen Verpflichtungen im Einzelnen nachkommen 
kann, worin also die Pflicht zur Vertragsgestaltung anläss-
lich der Vergabe von Bauleistungen besteht. Der Planer hat 
hierbei beinahe ein „Kunststück“ zu vollbringen: Zum einen 
ist er im Verhältnis zu seinem Vertragspartner – dem AG 
– zur ordnungsgemäßen Leistungserbringung angehalten. 
Zum anderen hat er die Pflichten zu erfüllen, ohne zugleich 
die Grenzen der eigenen Befugnis zu überschreiten.

4.4.2.	 Verwendung vorformulierter  
(Bau-)Vertragsbestandteile

Die vergabespezifischen Aufgaben beziehen sich auf 
ein aus Sicht des Planers fremdes Rechtsverhältnis. Mit 
der Erstellung der Ausschreibungsunterlagen werden die 
Rechte und Pflichten zwischen AG und AN (Bieter) ge-
staltet. Folgt aus dem rechtlichen Umfeld der Auftragsver-
gabe die prinzipielle Pflicht, Regelungen zur Abwicklung 
dieses Rechtsverhältnisses aufzustellen (Punkt 3.2.2.2 der 
B 2110), ist es nur konsequent, auch den Inhalt der Leis-
tungspflicht des Planers hiernach zu bestimmen.

§ 99 Abs 1 BVergG 2006 und Punkt 5.3 Abs 2 der ÖNORM 
A 2050 machen – auf den ersten Blick – unverbindliche 
Angaben dazu, welche Aspekte des Rechtsverhältnisses 
zwischen den Vertragsparteien im Leistungsvertrag eine 
Regelung erfahren sollen (arg „erforderlichenfalls eigene 
Bestimmungen“). Die vom Gesetz bzw in der ÖNORM 
aufgeworfenen Fragen der Vertragsabwicklung – zB die 
Erfüllungszeit, Vertragsstrafen und Sicherheiten, die Be-
rechtigung zur Geltendmachung von Mehrkostenforde-
rungen, Fragen der Abrechnung, Zahlung und des Ent-
geltvorschusses etc – ließen sich mit den Vorschriften des 
dispositiven Rechts durchaus lösen. Ein Leistungsvertrag 

mit eindeutigem Inhalt, der eine reibungslose Abwicklung 
des Auftrags gewährleistet (vgl § 99 Abs 1 BVergG 2006; 
Punkt 5.3 Abs 1 der ÖNORM A 2050), käme bei bloßer 
Geltung des Gesetzes nicht zustande. Die Bestimmungen 
sind oft spärlich gehalten und die Vorschriften im Einzel-
nen höchst auslegungsbedürftig. Weder wird damit den 
Vorgaben18 des BVergG 2006 bzw der ÖNORM A 2050 
entsprochen noch erfährt die Interessenlage der am Ver-
gabeverfahren Beteiligten eine ausreichende Berücksich-
tigung. Ganz besonders muss dieser Befund für die kom-
plexen Rechtsfragen angestellt werden, die sich bei der 
Durchführung eines Bauvorhabens stellen.

Aus diesem Grund bleibt dem Planer nichts anderes übrig 
(zum best advice des Planers siehe aber Punkt 4.4.3.), als 
auf allgemein in Verwendung stehende, „gängige“ Ver-
tragsmuster zurückzugreifen und diese zur Grundlage 
der vertraglichen Bestimmungen in der Ausschreibung zu 
machen.19 Der Planer wird jedenfalls die B 2110 als spe-
zifische Bauwerkvertragsnorm heranziehen dürfen. Auch 
andere Normen mit vorformulierten Vertragsinhalten kön-
nen von ihm zur Anwendung gebracht werden, falls sie 
die Rechtsbeziehung zwischen den Vertragsparteien in 
einer den Anforderungen an die Vergabe von Bauleistun-
gen (Rechtssicherheit, Planbarkeit und Kalkulierbarkeit) 
entsprechenden Weise regeln. Im Einzelfall wird man so-
gar eine Pflicht des Planers anzunehmen haben, (auch) 
besondere Vertragsmuster heranzuziehen, beispielsweise 
die im Straßenbau gebräuchlichen Richtlinien und Vor-
schriften für das Straßenwesen (RVS).

Zur Verwendung von Vertragsmustern verpflichtet ist der 
Planer, sollte sein Vertragspartner ein öffentlicher AG sein 
und den Bestimmungen des BVergG 2006 unterliegen. 
§ 99 Abs 2 BVergG 2006 bestimmt, dass dem Leistungs-
vertrag „geeignete Leitlinien“ zugrunde zu legen sind, von 
denen nur ausnahmsweise und in gewissen, wohl noch 
nicht abschließend definierten Grenzen20 abgewichen 
werden darf (Normenbindung). Ähnliches sieht Punkt 5.3 
Abs  1 der ÖNORM A 2050 vor. Unter geeigneten Leitli-
nien sollen vor allem vertragliche ÖNORMEN zu verste-
hen sein. Die Normenbindung öffentlicher AG ist auch 
im deutschen Vergaberecht anzutreffen. § 10 Nr 2 Abs 1 
der VOB/A schreibt die Vereinbarung der Regelungen der 
VOB/B als allgemeine Vertragsbedingungen weitestge-
hend zwingend vor (zu den Möglichkeiten der Abänderung 
oder Ergänzung der Bestimmungen der VOB/B siehe § 10 
Nr 2 Abs 2 und Nr 4 Abs 1 der VOB/A).

Für die Heranziehung von ÖNORMEN spricht, dass sie in 
der Praxis weithin verwendet werden und der Inhalt ihrer 
Regelungen den Angehörigen der Baubranche geläufig 
ist. Aufgrund ihres Zustandekommens21 können sie als 
Maßstab sachgerechter Regelungen gelten. Insbesondere 
dürfte der Stellenwert der B 2110 als ausgewogener Kom-
promiss zwischen den Interessen der an einem Bauver-
trag Beteiligten außer Zweifel stehen.22 Der Planer kann 
davon ausgehen, dass mit der Verwendung der B 2110 alle 
wesentlichen Bereiche der Baudurchführung im Vertrag 
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berücksichtigt werden und für AG und AN die Abwicklung 
ihrer (künftigen) Rechtsbeziehung plan- bzw kalkulierbar 
ist. Was die Gestaltung der allgemeinen rechtlichen Teile 
der Ausschreibung betrifft, ist dem Erfordernis klarer Re-
gelungen Genüge getan.

Nachdem Grundkenntnisse des Zivil- und Bauvertrags-
rechts Bestandteil seiner Ausbildung sind, sollte der Planer 
über den Inhalt der Normen in Kenntnis und demgemäß 
in der Lage sein, die Konsequenzen ihrer Vereinbarung 
abzusehen. Verwendet er die B 2110 oder empfiehlt er 
dem AG deren Vereinbarung, bewegt er sich innerhalb der 
Grenzen seiner beruflichen Befugnis, nicht anders als der 
Steuerberater, von dem steuerrechtliche Beratungsleistun-
gen erbracht werden. Ob dies für „beliebige“ Vertragsmus-
ter, die die Rechtsbeziehung zwischen AG und AN nicht in 
vergleichbarer Weise regeln, ebenfalls angenommen wer-
den kann, wird man zu Recht bezweifeln dürfen.23

4.4.3.	 Besondere Interessenwahrungspflicht –  
„best advice“ des Planers

Nachdem die Grenzen der Befugnis des Architekten/Pla-
ners gezogen wurden und dessen Leistungspflicht anhand 
des rechtlichen Umfelds der Vergabe erarbeitet worden ist, 
soll abschließend untersucht werden, ob es für eine ord-
nungsgemäße Pflichterfüllung tatsächlich hinreicht, wenn 
der Planer allgemein verbreitete (gängige) Vertragsmuster 
als Grundlage des Bauvertrages verwendet. Womöglich 
sind aus dem Rechtsverhältnis zwischen AG und Planer 
weitergehende Pflichten abzuleiten, die bei der Gestaltung 
der rechtlichen Teile der Ausschreibung beachtet werden 
müssen.

Die Erstellung ausschreibungsreifer LV stellt eine Haupt-
leistungspflicht aus dem Architektenvertrag dar. Nicht 
übersehen werden darf, dass dem Planer vertragliche Ne-
benpflichten (Nebenleistungspflichten) auferlegt sein kön-
nen, die schon als Folge allgemein-zivilrechtlicher Grund-
sätze bestehen.24 Während die Hauptleistungspflicht den 
Gegenstand der geschuldeten Leistung angibt, wird mit 
den Nebenpflichten eine Konkretisierung25 des Leistungs-
inhalts vorgenommen. 

Welche Nebenleistungen im Rahmen eines Vertragsver-
hältnisses zu erbringen sein können, ist primär eine Fra-
ge der Vertragsauslegung. In der Praxis werden die vom 
Planer geschuldeten Nebenpflichten vornehmlich durch 
die Rechtsnatur des Vertrages bestimmt. Es ist nicht anzu-
nehmen, dass von den Parteien des Architektenvertrages 
schon bei Vertragsschluss sämtliche Umstände der Leis-
tungsausführung bedacht worden sind. Eine Auslegung 
des Vertrages führt deshalb selten zu Lösungen.

Die Rechtsnatur des Architektenvertrages wird in Öster-
reich, anders als in Deutschland, differenziert beurteilt. 
Gesichert ist, dass es sich beim Vertrag zwischen dem Ar-
chitekten/Planer und seinem AG je nach Leistungsphase 
und Leistungsbild entweder um einen Werkvertrag (§ 1151 
Abs 1 iVm §§ 1165 ff ABGB) oder um einen Auftragsver-

trag (§§ 1002 ff ABGB) handelt. Häufig vorzufinden ist die 
Qualifikation des Architektenvertrages als „gemischter 
Vertrag“.26 Ein solcher weist sowohl werkvertragliche als 
auch auftragsrechtliche Elemente auf, was zur Folge hat, 
dass zur Bestimmung der einzelnen Vertragspflichten die 
Regelungen desjenigen Vertragstyps heranzuziehen sind, 
denen die fragliche Leistung ihrem Inhalt nach zugeord-
net werden kann (sogenannte Kombinationstheorie).27 
Steht bei einer Teilleistung die Herstellung eines Werkes28 
(§ 1151 Abs 1 ABGB) im Vordergrund, gelangen die Re-
geln des Werkvertragsrechts zur Anwendung. Überwiegt 
das Element der Interessenwahrnehmung („Geschäftsbe-
sorgung“; vgl § 1002 ABGB),29 ist Auftragsrecht maßgeb-
lich.

Mag in der Zusammenstellung der Ausschreibungsunter-
lagen insgesamt die Herstellung eines Werkes zu sehen 
sein, steht bei der Abfassung der rechtlichen Teile der 
Ausschreibung eindeutig die Interessenwahrnehmung im 
Vordergrund. Mit der Erfüllung seiner Aufgaben nimmt der 
Planer Einfluss auf ein fremdes Rechtsverhältnis. Leis-
tungsinhalt ist nicht einfach die Ablieferung eines Ver-
tragswerkes, das sich aus verschiedenen Dokumenten 
zusammensetzt und etwa Regelungen oder Klauseln in 
mehr oder weniger systematischer Anordnung enthält. Ei-
gentlicher Gegenstand der Leistung ist die Gestaltung der 
(vermögens)rechtlichen und wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen den Parteien des Bauvertrages. Vom Planer wer-
den nicht unmittelbar rechtsgeschäftliche, aber im weites-
ten Sinn rechtliche Handlungen vorgenommen.

Überwiegen die Elemente der Interessenverfolgung, ge-
langen bei der Erstellung der rechtlichen Teile der Aus-
schreibung die besonderen Pflichten aus dem Auftrags-
recht zur Anwendung. Diese verlangen vom Planer nicht 
zuletzt, ausschließlich für den AG tätig zu werden und die 
AG-Interessen gegenüber den AN (Bietern) umfassend zu 
vertreten (besondere Interessenwahrungspflicht des Be-
auftragten; vgl § 1009 ABGB).30

Daraus folgt, dass der Planer seinen Verpflichtungen aus 
dem Architektenvertrag nachkommt, wenn er zur Gestal-
tung des Bauvertrages gängige Vertragsmuster wie die 
B 2110 heranzieht. Im Sinne eines best advice schuldet 
er dem AG allerdings darüber hinaus Beratung. Er wird 
sich nicht damit begnügen können, dem AG einen Kom-
promiss zur Verfügung zu stellen, sondern er hat auf die 
Bereiche hinzuweisen, in denen die Regelungen des vor-
normierten Vertragswerkes zum Nachteil des AG vom dis-
positiven Recht abweichen. In solchen Situationen hat er 
Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen, die vielfach nur darin 
bestehen können, auf die Notwendigkeit einer professio-
nellen Rechtsberatung hinzuweisen. Dasselbe gilt, wenn 
während der Vorbereitung des Projekts kritische Punkte 
zum Vorschein kommen, die einer speziellen Regelung im 
Vertrag bedürfen. Begrenzt wird der best advice durch die 
berufliche Befugnis des Planers und dem sich daraus er-
gebenden Maß an Sorgfalt (§ 1299 ABGB; siehe sogleich 
Punkt 4.4.4.).
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4.4.4. Ergebnisse

●● In der Praxis der Vergabe von Bauleistungen ist die Zu-
sammenstellung der Ausschreibungsunterlagen (Mit-
wirkung an der Vergabe) regelmäßig einem Architek-
ten/Planer übertragen. Welche Aufgaben dem Planer 
zukommen, muss durch Auslegung des Architektenver-
trages ermittelt werden. Diese ist nach den allgemei-
nen Grundsätzen der Vertragsinterpretation vorzuneh-
men (§§ 914 f ABGB).

●● Sollte die Auslegung des Vertrages kein eindeutiges 
Ergebnis bringen, muss zur Ermittlung der Leistungen 
des Planers auf die Honorarleitlinien der Architekten-
kammer (BAIK) zurückgegriffen werden. Die Regeln zur 
Honorarermittlung, aktuell jene der HIA 2010, geben 
auf dem Gebiet des Architektenrechts die Übung des 
redlichen Verkehrs wieder (§ 914 Halbsatz 2 ABGB).

●● Vergabespezifische Aufgaben waren in den vormaligen 
GOA bzw HOA der BAIK enthalten; solche finden sich 
auch in der HIA 2010. Die einschlägigen Leistungs-
bilder verlangten bzw verlangen die Herstellung aus-
schreibungsreifer LV. Im Rahmen seiner Aufgaben in 
der Vergabe schuldet der Planer deshalb die Erstellung 
von LV in einer solchen Qualität, dass die Bauleistun-
gen zur Ausschreibung gebracht werden können.

●● Welchen Anforderungen die LV zu genügen haben, 
kann den Honorarregeln nicht entnommen werden. 
Stattdessen ist auf das rechtliche Umfeld der (öffentli-
chen oder privaten) Auftragsvergabe Bedacht zu neh-
men. Diesbezüglich legen die einschlägigen Bestim-
mungen des BVergG 2006 und der ÖNORM A 2050 
nahe, dass neben der Leistungsbeschreibung, als 
technischer Teil der Ausschreibung, jene Regelungen 
des Bauvertrages Bestandteil ausschreibungsreifer LV 
sind, die die reibungslose Abwicklung des Bauvorha-
bens gewährleisten sollen. Insoweit trifft den Planer 
die Pflicht zur Gestaltung des Rechtsverhältnisses zwi-
schen AG und AN (Pflicht des Planers zur Vertragsge-
staltung).

●● Die Pflicht zur Vertragsgestaltung ist allerdings zu 
relativieren. Sie gerät in Berührung mit dem in der 
heimischen sowie in anderen Rechtsordnungen 
existierenden Beratungs- und Vertretungsrecht der 
Rechtsanwälte (Anwaltsmonopol; vgl § 8 RAO; § 3 der 
deutschen BRAO) und wird begrenzt durch den Um-
fang der zulässigen Berufsausübung.

●● Zur Ausführung vertragsgestaltender Tätigkeiten for-
mell berechtigt ist der Planer somit, falls er über eine 
Ziviltechnikerbefugnis verfügt und der Erwerb von 
Kenntnissen im Zivilrecht und im Bauvertragswesen 
nach den Studienvorschriften (Studienplan) Bestandteil 
der Ausbildung ist (§ 8 Abs 2 RAO iVm § 4 ZTG). Die 
genauen Grenzen der zulässigen Vertragsgestaltung 
müssen dann aus allgemeinen gesetzlichen Regeln 
abgeleitet werden.

●● Den Steuerberatern ist es gemäß § 3 Abs 2 Z 5 WTBG 
(§ 33 Abs 2 lit c WTBO) außerhalb des Kerns ihrer 
Befugnis gestattet, Rechtsberatungsleistungen zu er-
bringen, wenn diese in einem unmittelbaren Zusam-
menhang mit der Berufsausübung stehen. In engen 
Grenzen fällt hierunter nach herrschender Ansicht die 
Gestaltung von Verträgen. Aus einem Umkehrschluss 
folgt, dass eine Ziviltechnikerbefugnis keine vergleich-
bare Berechtigung vermittelt. Der Planer ist daher we-
der befugt, den Bauvertrag als solchen zu erstellen, 
noch dürfen von ihm einzelne Vertragsklauseln selbst 
formuliert werden. Nimmt der Planer die Gestaltung der 
Rechtsbeziehung zwischen AG und AN auf diese Wei-
se vor, überschreitet er seine Befugnis.

Die Befugnisüberschreitung bedeutet eine Schutz-
gesetzverletzung im Sinne des § 1311 Satz 2 ABGB, 
sodass der Planer für den entstandenen Schaden haf-
tet, wenn ihm bei der Gestaltung des Bauvertrages ein 
Fehler unterläuft. Fehler bei der Gestaltung des Vertra-
ges können in der objektiv-rechtlichen Unzulänglichkeit 
einzelner Regelungen gelegen sein oder sie können in 
der Verletzung von Pflichten aus dem Architektenver-
trag bestehen. Im ersten Fall hat die schadenersatz-
rechtliche Beurteilung nach den zu Schutzgesetzverlet-
zungen entwickelten Grundsätzen zu erfolgen.

In einem Prozess müsste der Planer damit beweisen, 
dass ihm die Unkenntnis der Befugnisgrenzen nicht 
vorgeworfen werden kann. Ebenso hätte er den Beweis 
anzutreten, dass der eingetretene Schaden nicht in ei-
nem ursächlichen Zusammenhang mit dem Normver-
stoß steht. Entwirft der Planer eine gesetz- oder sitten-
widrige Vertragsbestimmung, erscheint eine Haftung 
gegenüber einem Dritten, zB einem Bieter oder dem 
Vertragspartner des AG, ebenfalls sachgerecht. Beson-
ders gravierende Folgen der Befugnisüberschreitung 
sind die Ausweitung der beruflichen Sorgfaltspflichten 
(§ 1299 ABGB) sowie der Entfall des Versicherungs-
schutzes.

●● Um die Leistungspflichten aus dem Architektenvertrag 
in rechtlich zulässiger Weise zu erfüllen, bleibt dem 
Planer nur, auf allgemein verbreitete („gängige“) Ver-
tragsmuster zurückzugreifen und diese zur Grundlage 
des Bauvertrages zu machen. Die Verwendung nor-
mierter Vertragswerke ist durch die Befugnis des Pla-
ners gedeckt. Schließlich hat er als Teil der Ausbildung 
Grundkenntnisse im Zivil- und Bauvertragsrecht erwor-
ben und es sollte ihm die Tragweite der Vereinbarung 
von Bauvertragsmustern bewusst sein.

Als Grundlage des Bauvertrages wird der Planer in je-
dem Fall die B 2110 heranziehen dürfen. Von ihm kön-
nen andere Regelwerke verwendet werden, sofern sie 
die Rechtsbeziehung zwischen den Vertragsparteien 
in einer den Anforderungen an die Vergabe von Bau-
leistungen entsprechenden Weise regeln. Zulässig und 
gegebenenfalls sogar geboten wird etwa die Heranzie-
hung von einschlägigen RVS sein.
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Bei der Verwendung normierter Vertragswerke ist vom 
Planer die besondere auftragsrechtliche Interessenwah-
rungspflicht zu beachten (vgl § 1009 ABGB). Sie ergibt 
sich als Nebenpflicht aus dem Architektenvertrag und 
erlegt ihm die Verpflichtung zur Vornahme eines best 
advice gegenüber dem Vertragspartner auf. Dement-
sprechend hat der Planer auf die Punkte des Vertrags-
musters hinzuweisen, mit denen die Rechtsposition des 
AG im Vergleich zur dispositiven Gesetzeslage eine 
Verschlechterung erfährt. Unterlässt der Planer diese 
Aufklärung, verletzt er eine Vertragspflicht und er haftet 
– bei Verschulden – für die entstandenen Nachteile.31

4.4.5. Entfall des Versicherungsschutzes

Ein Aspekt, der bislang kaum Beachtung gefunden hat,32 
sind die versicherungsrechtlichen Konsequenzen der Be-
fugnisüberschreitung. Nach den üblichen Verträgen, die 
von den Versicherungsanstalten mit den Angehörigen der 
freien Berufe geschlossen werden, fallen ausnahmslos 
Schäden, die aus Anlass der Ausführung beruflicher Leis-
tungen eintreten, in den Versicherungsschutz. Mit Blick auf 
die einschlägigen Ziviltechnikerberufe gilt nichts anderes.33

Tätigkeiten außerhalb der Befugnis können nicht mehr als 
im Rahmen des Berufsbildes erbracht angesehen werden. 
Tritt ein Schaden ein, weil der Planer über die Befugnis-
grenzen hinaus vertragsgestaltend tätig wird, ist der Versi-
cherer nicht zur Leistung verpflichtet, mag ansonsten auch 
eine wirksame Versicherung der Tätigkeit anzunehmen 
sein. Die Kosten der Schadensbeseitigung sind vom Pla-
ner selbst zu tragen.

5.	Brisante Gerichtsentscheidungen zur 
Vertragsgestaltung, Rechnungsprüfung sowie  
zum Versicherungsschutz des Planers

5.1. Anwaltliche Vorbemerkung

„Aedificia et lites faciunt pauperes“ – „Bauen und Prozes-
sieren bringen an den Bettelstab“, wobei die Betonung 
im Zusammenhang mit der nachfolgenden beispielhaften 
Darstellung von auch höchstgerichtlichen Entscheidun-
gen vor allem am „und“ liegt. Die dargestellten Judikate 
(aus praxisrelevanten Gründen auch mit einem Blick auf 
die Rechtsprechung in Deutschland) sollen den Baujuris-
ten, aber auch dem Baukaufmann Entscheidungshilfe bei 
künftigen (Vertrags-)Verhandlungen mit dem jeweiligen 
AN oder AG sowie Versicherungsunternehmen sein, aber 
auch einen Überblick darüber verschaffen, welches Gefah-
renpotenzial bei einer Inanspruchnahme wegen (behaup-
teter) mangelhafter Leistungserbringung (und einer mög-
licherweise nicht gegebenen Versicherungsdeckung für 
den Schadensfall) besteht, wenn sich nach langjährigen 
gerichtlichen Auseinandersetzungen letztlich herausstellt, 
dass für den konkreten Anspruch aufgrund der Sachlage 
ein Haftungsanspruch realisiert wird oder aufgrund der ge-
gebenen Bedingungslage des jeweiligen Versicherungs-
vertrages kein Versicherungsschutz besteht.

5.2.	 Haftungsfall bei Vertragsgestaltung: 
„Vertragsstrafe muss sein!“

5.2.1. Sachverhalt

Der Kläger (Bauherr) erteilte den Auftrag zur Sanierung 
und Modernisierung eines Pflegeheims. Laut Architek-
tenvertrag war der Beklagte (Architekt) dabei mit sämt-
lichen „Leistungsphasen“ gemäß § 15 der (deutschen) 
Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) 
betraut, insbesondere oblag ihm die Mitwirkung bei der 
Vergabe sowie die Erstellung eines Entwurfs für den 
Bauwerkvertrag des Klägers mit dem Bauunternehmen.

Der vom Beklagten ausgearbeitete Entwurf sah unter 
anderem eine Vertragsstrafe im Falle der Bauzeitver-
zögerung vor, ohne jedoch eine Obergrenze für die 
Höhe der Konventionalstrafe zu statuieren. Das steht al-
lerdings im Widerspruch zu den Anforderungen, welche 
das (deutsche) Werkvertragsrecht an die Möglichkei-
ten der Vereinbarung von Vertragsstrafen in AGB stellt. 
Im Endeffekt bedeutete dies die Rechtsunwirksamkeit 
der Vertragsklausel. Wenngleich der Architekt in einem 
Schreiben die „höfliche Bitte“ geäußert hatte, den Vertrag 
durch einen Rechtsanwalt prüfen zu lassen, begehrt der 
Kläger mit seiner auf Schadenersatz gestützten Klage 
nunmehr vom Architekten Ersatz für das dadurch entgan-
gene Pönale.

5.2.2. Rechtliche Beurteilung

●● Nach dem Architektenvertrag war der Beklagte gegen-
über dem Kläger zur Mitwirkung bei der Auftragsver-
gabe verpflichtet. Der Beklagte war damit sachkundi-
ger Berater und Betreuer des Bauherrn und insoweit 
verpflichtet, wesentliche Kenntnisse des Baurechts 
zu besitzen. Dazu gehören jedenfalls auch die Grund-
sätze über die Vereinbarung von Vertragsstrafen, 
da es sich hierbei um äußerst gängige Vertragsbe-
standteile handelt.

●● Ist der Architekt aber dazu verpflichtet, bei der Verga-
be mitzuwirken, so gehört hierzu auch die sorgfältige 
Vorbereitung der erforderlichen Verträge einschließ-
lich der korrekten Ausarbeitung der Vertragsbedin-
gungen. So hätte der Architekt den Entwurf so fassen 
müssen, dass dieser den rechtlichen Anforderungen 
an die Vereinbarung einer Vertragsstrafe (Festlegung 
einer Obergrenze) entsprochen hätte.

●● Der Beklagte hat mithin durch die Übersendung eines 
Entwurfs, der eine solche Obergrenze nicht enthielt, ge-
gen seine Verpflichtung aus dem Architektenvertrag 
verstoßen und ist der Klägerin gegenüber dem Grunde 
nach zum Schadenersatz verpflichtet. Der Hinweis 
seitens des Architekten, die Klägerin möge den Vertrag 
allenfalls durch einen Rechtsanwalt überprüfen lassen, 
konnte im vorliegenden Fall den Anforderungen an 
eine hinreichende Beratung und Betreuung nicht 
genügen.

(BGH 10. 4. 2003, VII ZR 378/02, BauR 2003, 1751)
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5.3.	 Haftung bei fehlerhafter Rechnungskorrektur: 
„Überzahlung nach schlampiger Rechnungs
prüfung“

5.3.1. Sachverhalt

Die Beklagte (Bau-ARGE) erhielt von einem Gemeinde-
verband (Bauherr) einen Auftrag über Erdarbeiten in einem 
beträchtlichen Auftragsvolumen. In diesem Zusammenhang 
beauftragte der Gemeindeverband den klagenden Archi-
tekten unter anderem mit der Rechnungsprüfung.

Als es an die Überprüfung der Schlussrechnung ging, 
stellte sich der Bauherr auf den Standpunkt, auf das ver-
traglich geschuldete Entgelt bereits eine Überzahlung in 
Höhe von € 203.483,93 geleistet zu haben, und klagte 
den Architekten mit Erfolg auf Ersatz in Höhe des Über-
zahlungsbetrags. Insbesondere habe der Architekt (und 
nunmehrige Kläger) die jeweiligen Leistungsausweise 
der Bau-ARGE ungenügend geprüft. Sodann begehrt 
der Architekt von der beklagten ARGE Schadenersatz in 
Höhe des von ihm Geleisteten.

5.3.2. Rechtliche Beurteilung

●● Zur Prüfung unter anderem der Schlussrechnung 
hatte sich der Bauherr der Dienste eines Zivilingenieurs 
für das Bauwesen bedient. Dessen Prüfungsleistungen 
hatten im ausschließlichen Interesse des Bauherrn 
zu erfolgen, sodass Schutzpflichten gegenüber der 
rechnungslegenden Beklagten aus diesem Vertag 
nicht abzuleiten sind.

●● Vielmehr begründen die Überzahlungen des Bau-
herrn an die beklagte ARGE einerseits einen vertrag-
lichen Rückzahlungsanspruch des Bauherrn als AG 
gegen die ARGE. Andererseits steht dem Bauherrn 
auch ein Schadenersatzanspruch gegen den im vor-
liegenden Fall klagenden Architekten wegen dessen 
unrichtigen entgeltlichen Rates zur Zahlung nach Über-
prüfung der Schlussrechnung zu.

●● Aufgrund der Schutz-und Sorgfaltspflichten des Pla-
ners bzw der ÖBA im Rahmen der Rechnungsprüfung 
ist auch davon auszugehen, dass die Nichtbeachtung 
der Verfristungsregelungen der B 2110 somit ohne ent-
sprechenden Hinweis oder rechtskonforme Bearbei-
tung der Verfristungsregelungen dadurch bedingt etwa 
bei ungenügender Begründung von Rechnungskorrek-
turen und somit Versäumnis der Verfristungseinwen-
dungen des AG eine entsprechende Haftung nach sich 
ziehen können.

(OGH 25. 11. 1993, 6 Ob 642/93, JBl 1994, 537)

5.4.	 Haftung des Architekten für die Einhaltung  
des Kostenrahmens

5.4.1. Sachverhalt

Der Beklagte beauftragte die Klägerin mit den Planungs-
leistungen für ein Büro- oder Geschäftshaus. Für die-

se Leistungen wurde ein Pauschalhonorar von netto 
€ 150.000,– (exklusive Nebenkosten) vereinbart, wobei der 
Honorarberechnung Herstellungskosten von € 2,55 Mio zu-
grunde gelegt wurden. Über Wunsch der Beklagten muss-
ten aufwendige Umplanungen vorgenommen werden. Im 
September 2002 erfolgte die Einreichung des Projekts bei 
der Baubehörde. Im Oktober teilte die Beklagte der Klä-
gerin mit, dass aufgrund der derzeitigen Planungsunterla-
gen die Wirtschaftlichkeit des Projekts im beabsichtigten 
Ausmaß noch nicht gegeben sei. Im April 2006 wurde die 
Baubewilligung erteilt. Im Juni 2007 verkaufte die Beklagte 
das Bauprojekt mit den zugrunde liegenden Baubeschei-
den samt Einreichplanung zum Kaufpreis von € 4,45 Mio.

5.4.2. Rechtliche Beurteilung

●● Der mit Planungsleistungen beauftragte Architekt muss 
bei der Erbringung seiner Leistung als Ausfluss seiner 
umfassenden vertraglichen Beratungspflicht auch wirt-
schaftliche Gesichtspunkte berücksichtigen.

●● Zudem ist der Architekt zu Hinweisen verpflichtet, wenn 
Umstände eintreten, die eine nicht unerhebliche Über-
schreitung des überschlagsmäßig geschätzten Kosten-
betrags bewirken könnten und deren Eintritt als mög-
lich vorhergesehen werden kann.

●● Die Beratungspflicht des Architekten ist noch verstärkt, 
wenn dieser nach dem vereinbarten Leistungsinhalt 
zur Vornahme einer echten Baukostenschätzung ver-
pflichtet ist.

●● In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass eine ver-
bindliche Vereinbarung einer Baukostenobergrenze 
bzw eines Kostenrahmens möglich ist. In diesem Fall 
muss sich aus dem Gesamtzusammenhang eindeutig 
und unmissverständlich ergeben, dass die Baukosten 
in einer bestimmten Höhe verbindlich als vertraglich 
geschuldete Beschaffenheit einzuhalten sind.

●● Wird eine bestimmte Bausumme lediglich der Honorar-
vereinbarung zugrunde gelegt, so kann ohne weitere 
Anhaltspunkte nicht von der Vereinbarung einer Bau-
kostenobergrenze ausgegangen werden.

●● Ein ursprünglich vereinbartes Kostenlimit entfällt auch 
dann, wenn der Bauherr in Kenntnis der Kostenüber-
schreitung weiterplanen lässt.

(OGH 26. 1. 2010, 9 Ob 98/09s)

5.5.	 Kein Versicherungsschutz durch „bewusst 
pflichtwidriges Verhalten“ bei Außeracht- 
lassung von Elementarwissen

5.5.1. Sachverhalt

Dieses deutsche Judikat ist mit besonderer Brisanz verse-
hen: Der hier seinen Haftpflichtversicherer klagende Archi-
tekt erhielt von einem Produktionsunternehmen den Auf-
trag, eine neue Industriehalle herzustellen, die aufgrund 
gewisser abwicklungstechnischer als auch lagemäßiger 
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Kriterien eine gewisse Höhe nicht überschreiten durfte. Der 
Kläger entschied sich daher zu einer reinen Dachdeckung 
mit Trapezprofilblechen, die auf einer Länge von 18 m le-
diglich ein Gefälle von 14 cm planlich aufwies (Dachnei-
gung 0,45 Grad = 0,75 %). Nach Feststellung mehrerer un-
dichter Stellen wurde in einem Beweissicherungsverfahren 
gegen das ausführende Unternehmen, aber auch den hier 
klagenden Architekten ermittelt, dass sich das Regenwas-
ser aufgrund der geringen Dachneigung im Traufbereich 
staute und von dort in das Innere der Halle eindrang.

Der Kläger nahm seinen Haftpflichtversicherer gerichtlich 
in Anspruch, da dieser mit dem Hinweis auf die Pflichtwid-
rigkeitsklausel in den BBR (Besondere Bedingungen und 
Risikobeschreibungen für die Berufshaftpflicht von Archi-
tekten, Bauingenieuren und beratenden Ingenieuren) der 
AHB (im Übrigen auch sinngemäß in den österreichischen 
AHBA sowie AHTB) die Deckung mit der Begründung ab-
lehnte, wonach der Architekt bewusst pflichtwidrig geplant 
hätte, da die Notwendigkeit einer Abdichtung bei einem de-
ckenden Dach ohne Neigung Elementarwissen darstelle.

5.5.2. Rechtliche Beurteilung

Das OLG Hamm ging im Ergebnis davon aus, dass in der 
Haftpflichtversicherung der Architekten und Bauingenieu-
re Leistungsfreiheit wegen bewusst pflichtwidrigen Verhal-
tens des Versicherten nur dann besteht, wenn dieser die 
verletzte Pflicht gekannt und gewusst hat, wie er sich hätte 
richtig verhalten hätte müssen. Der dem Versicherer oblie-
gende Beweis hierfür kann aber dann erbracht sein, wenn 
ein Versicherter – wie hier der Architekt – das Elementar-
wissen seines Berufes außer Acht gelassen hat. Dies 
gilt jedenfalls für einen Versicherten mit langjähriger Be-
rufserfahrung, wobei der vorliegende Sachverhalt so zu in-
terpretieren ist, dass hier Elementarwissen eines Architek-
ten ignoriert wurde, wonach ein bloß deckendes Dach nur 
mit einer bestimmten Dachneigung geplant werden darf, 
und dass ohne eine solche Dachneigung eine Abdichtung 
vorzusehen wäre. Der Versicherungsschutz wurde damit 
im Ergebnis verneint (OLG Hamm 7. 3. 2007, 20 U 132/06, 
BauR 2007, 1290).

6. Resümee

Die Verwendung vornormierter Werkvertragsnormen, die 
in der Baubrache allgemein anerkannt sind, wie etwa die 
B 2110, ist zwar Usus, für den einzelnen Anwender aber 
bei unzureichender Kenntnis der dargestellten „Haftungs-
fallen“ risikobehaftet. So ist etwa die Ausarbeitung einzel-
ner Bauvertragsklauseln oder die Überarbeitung der Be-
dingungen der B 2110 nicht mehr von der Befugnis der 
Ziviltechniker umfasst. Verpflichtet sich der Ziviltechniker 
vertraglich zu einer weitergehenden Aufbereitung der Ver-
tragsbedingungen der Ausschreibung, so haftet er nach 
dem Maßstab der Berufsgruppe „Rechtsanwälte“. Eine 
Haftungsfreistellung kann der Anwender letztlich nur bei 
ausreichender eigener Qualifikation und Ausbildung im 
Bauvertragswesen erreichen, indem er im Rahmen der 

jeweiligen Befugnis (etwa des Planers) zur Verwendung 
anerkannter vornormierter Bauvertragsbedingungen wie 
der B 2110 seinen AG – regelmäßig den Bauherrn – mit 
entsprechender Deutlichkeit auf problematische Regelun-
gen und Klauseln sowie gegebenenfalls der Notwendig-
keit einer juristischen Aufarbeitung durch Rechtsexperten 
hinweist. Selbst die – für Ziviltechniker gestattete – Ver-
wendung der wohl gängigsten und auch in der Recht-
sprechung als „ausgewogener Kompromiss“ anerkannten 
Bauvertragsnorm B 2110 ist keinesfalls geeignet, jedes 
Haftungsszenario für den Anwender auszuschließen. Un-
terlässt dieser nämlich bei Einarbeitung der B 2110 in die 
Auftragsgrundlagen gegenüber seinem AG den Hinweis 
auf jene von der allgemeinen Gesetzeslage (da für den AG 
ungünstig) abweichende Regelungen (Pönaleobergrenze, 
Haftungsbegrenzung etc), so wird der Anwender (Zivil-
techniker und/oder Planer) im Falle einer schadensträchti-
gen Realisierung einer dieser Punkte ersatzpflichtig.
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Architekten für die Erstellung von Vertragsbedingungen in der Aus-
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Element der Interessenwahrung zurückzugreifen; so (zum Archi-
tektenvertrag) Strasser in Rummel, ABGB3, § 1002 Rz 27.

30	Auch sonst werden im Schrifttum bzw in der Rechtsprechung mit 
teils variierenden Bezeichnungen („Beratung“, „Treue“, „Verschwie-
genheit“) Pflichten des Architekten/Planers angenommen, die im 
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vgl Pflaum/Schima, Der Architektenvertrag (1991) 43; Pflaum/Karl-
berger/Wiener/Opetnik/Rindler, Handbuch des Ziviltechnikerrechts 
(2007) 15; eine umfassende (wirtschaftliche) Beratungspflicht im 
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ten“ auferlegt; ausführlich dazu Kehrberg in Motzke/Preussner/
Kehrberg/Kesselring, Die Haftung des Architekten9 (2008) Rz D 1 ff.

31	Siehe zu alldem Seebacher, Die Haftung des Planers für die Ver-
tragsgestaltung in der Vergabe, in Tagungsband 4. Grazer Baube-
triebs- und Baurechtsseminar (2011) 69.

32	Siehe aber Völkl, AnwBl 2009, 27, zum Versicherungsschutz der 
Wirtschaftstreuhänder (Steuerberater).

33	 Punkt 2.1 des von der Kammer der Architekten und Ingenieurkon-
sulenten – Kärnten und Steiermark zugunsten ihrer Mitgliedern 
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